Gefeß-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— NI. 70. 


(Nr. 7556.) Geſetz, betreffend die Konſolidation Preußiſcher Staatsanleihen. Vom 19. De⸗ 
f zember 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, u... 
was folgt: — 25 


SE Bu; 
Sur Einlöfung der Verſchreibungen folgender Staatsanleihen: e. „ 
J. der zu 45 Prozent verzinslichen, aufgenommen ee 


1) nach dem Erlaß vom 25. April 1848. (Geſetz-Samml. S. 117) e e 
2) nach dem Geſetz vom 20. Mai und dem Erlaß vom 17. Juni 
1854. (Geſez⸗Samml. S. 313. und 316.) , e. 

3) nach dem Geſetz vom 21. Mai und dem Erlaß vom 22. Oktober 
1855. (Geſetz-Samml. S. 310. und 684.) SWS 
4) nach dem Geſetz vom 7. Mai 1856. (Geſetz-Samml. S. 334.) — Aae, o. 
5) nach dem Geſetz vom 7. Mai 1856. (Geſetz Samml. S. 402.) 42,600 

und dem Erlaß vom 23. März 1857. (Geſetz-Samml. S. 753.) a 
6) nach den Geſetzen vom 10. Mai 1858. (Geſetz⸗Samml. S. 270.) s 

und vom 2. Juli 1859. (Geſetz⸗Samml. S. 365.) und dem Erlaß 

vom 21. Auguſt 1859. (Geſetz⸗Samml. ©. 419.) „„ 
7) nach dem Geſetz vom 24. September 1862. (Geſetz⸗Samml. S. alt) ee 
und dem Erlaß vom 4. Februar 1864. (Geſetz⸗Samml. S. 31.),— /4082, 
8) nach dem Geſetz vom 28. September 1866. (Geſetz. Samml. ©. 60 

5 und dem Erlaß vom 31. März 1867. (Geſetz-Samml. ©. 400.), 0 
9) nach dem Geſetz vom 16. Februar und dem Erlaß vom 25. März 5 
1867. (Geſetz⸗Samml. S. 353. und 399.), a — 
10) nach dem Geſetz vom 21. Mai 1861. (Geſetz⸗Samml. S. 327.) 
und dem Erlaß vom 13. März 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 450.), 
Jahrgang 1869. (Nr. 7556.) 161 11) nach = 


Ausgegeben zu Berlin den 27, Dezember 1869. 


as 


A, , e, I!) nach dem Gefek vom 9. März und dem Erlaß vom 5. Auguſt 

, ee, ke, „, 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 393. und 1345.), 

i d 12) nach den Geſetzen vom 17. Februar und 6. März 1868. (Geſetz⸗ 

Samml. S. 71. und 221.) und vom 5. März 1869. (Geſetz⸗Samml. 
S. 379), ſowie den Erlaſſen vom 27. April 1868. (Geſetz-Samml. 
S. 1005.) und vom 22. Februar und 8. März 1869. (Geſetz⸗ 
Samml. S. 348. und 419.), dieſer letzteren Anleihe in Höhe des 
mit 29,396,100 Rthlr. ausgegebenen Betrages; 


II. der zu 4 Prozent verzinslichen, aufgenommen 


— 


= 2,3500 7%. ) nach dem Geſetz vom 7. März und dem Erlaß vom 7. Mai 1850. 
(Geſetz-Samml. S. 173. und 322.), 

, 278500 , 2) nach dem Geſetz vom 7. Dezember 1849. (Geſetz-Samml. S. 437.) 

Be und dem Erlaß vom 28. November 1851. (Gefeg- Samml. ©. 758.), 

905600” -— 3) nach dem Geſetz vom 7. Dezember 1849. (Geſetz-Samml. S. 437.) 


und dem Erlaß vom 14. März 1853. (Geſetz-Samml. S. 88.) , 
A) nach dem Geſetz vom 22. Mai 1861. (Geſetz⸗Samml. S. 226.) 
und dem Erlaß vom 24. Februar 1862. (Geſetz⸗Samml. S. 60.), 
= 5) nach dem Geſetz vom 23. März und dem Erlaß vom 29. April 
22,096 bes . 1868. (Geſetz Samml. S. 397. und 449), 


find Verſchreibungen einer konſolidirten Preußiſchen Staatsanleihe, zu 42 Prozent 3 
verzinslich, auszugeben. 5 


$. 2. Fe 

Die Tilgung der konſolidirten Anleihe, deren Verwaltung der Haupt⸗ 
verwaltung der Staatsſchulden übertragen wird, erfolgt ſobald und ſoweit etat⸗ 
mäßige Ueberſchüſſe der Staatseinnahmen über die Staatsausgaben ſich ergeben 
und ſoweit über dieſelben im Staatshaushalts⸗Etat nicht anderweit verfügt wird. 
Die Tilgung geſchieht in der Art, daß die dazu beſtimmten Mittel zum 
Ankauf eines entſprechenden Betrages von Schulddokumenten verwendet werden. 

8 Dem Staate bleibt jedoch das Recht vorbehalten, vom 1. Januar 1885. 
ab die in Umlauf befindlichen Schuldverſchreibungen zur Einlöſung gegen Baar: 
zahlung des Kapitalbetrages binnen einer alsdann geſetzlich feſtzuſetzenden Friſt 
zu kündigen. = 9. 3 a IE > 


Br Die zur Verzinſung der Anleihe erforderlichen Beträge müſſen aus den 
bereiteſten Staatsmitteln ſpäteſtens einen Monat vor dem Fälligkeitstermine an 
die Hauptverwaltung der Staatsſchulden abgeführt werden. 1 

Nicht abgehobene Zinſen verjähren in vier Jahren, von der Verfallzeit 

an gerechnet, zum Vortheil der allgemeinen Staatsfonds. i 


a Fi. 4. \ 
Der Fin anzminiſter wird ermächtigt, die Einlöſung derjenigen Verſchrei⸗ 
bungen der im F. 1. unter L. und II. aufgeführten Anleihen, welche von den 


In⸗ 


* 


5 


Inhabern dazu angeboten werden, in der Art bewirken zu laſſen, daß die Ver⸗ 
ſchreibungen der Anleihen zu I. gegen Ueberlaſſung von Verſchreibungen der 
konſolidirten Anleihe in gleichem Nennbetrage, die Verſchreibungen der Anleihen 
zu II. mit je 900 Rthlrn. des Nennbetrages gegen Ueberlaſſung von je 800 Rthlr. 
in Verſchreibungen der konſolidirten Anleihe erworben werden. 

Soweit hiernach gleichwerthige Beträge für angebotene Verſchreibungen 


> der älteren Anleihen in Apoints der konſolidirten Anleihe nicht gewährt werden 


können, iſt die Ausgleichung durch Ueberlaſſung des nächſt höheren, in Verſchrei— 
bungen der konſolidirten Anleihe darſtellbaren Betrages gegen baare Einzahlung 
der Differenz von Seiten des Inhabers der eingelieferten Verſchreibungen nach 
dem durchſchnittlichen Kurswerth der konſolidirten Anleihe, wie derſelbe durch 
den amtlichen Kursanzeiger der Berliner Börſe für den Tag der Einlieferung 
nachgewieſen wird, herbeizuführen. Ze 

Den Inhabern der Verſchreibungen älterer Anleihen kann für deren Ein⸗ 
lieferung bis zu einem von dem Finanzminiſter zu beſtimmenden Präkluſivtermin 
eine nach dem Nennwerth der dagegen auszugebenden Verſchreibungen der kon⸗ 
ſolidirten Anleihe zu bemeſſende Prämie bewilligt werden. 

Der Geſammtbetrag dieſer Prämien darf den Satz von Einem Prozent 
der für die Einlieferung älterer Verſchreibungen bis zum Ablauf des Präkluſiv⸗ 
termins im Ganzen auszugebenden Verſchreibungen der konſolidirten Anleihe nicht 
überſchreiten. 


§. 5. 


Die ſolchergeſtalt (F. 4.) erworbenen Verſchreibungen der Anleihen zu I. 
und II. ſind zur planmäßigen Tilgung der betreffenden Anleihen durch unmittel⸗ 


bare Ueberweiſung an den Tilgungsfonds zu verwenden. 


Die eingetaufchten Verſchreibungen find unter Zuziehung der Staats⸗ 
ſchuldenkommiſſton außer Kurs zu ſetzen und mit einem Vermerke zu verſehen, 
daß dieſelben gegen konſolidirte Anleihe ausgetauſcht ſind und zu keinem anderen 
Zwecke, als zur Amortiſation verwendet werden dürfen. 

Die Ueberweiſung an den Tilgungsfonds erfolgt zum Durchſchnittskurſe 
90% Pee Börſe an dem für die Tilgung feſtgeſetzten Termine, höchſtens zu 
99 Prozent. 8 8 
= Die auf dieſe Weiſe im Laufe eines Jahres nicht verwendbaren Beſtände 
von erworbenen Verſchreibungen der Anleihen zu I. und II. find zu gleicher Ver⸗ 
wendung für das nächſte Jahr und die folgenden von der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden als ein beſonderes Depoſitum aufzubewahren. a 

Die Verwaltung des Depoſitums 1 dadurch, daß die Verſchreibungen 
in der Gewahrſam und unter gemeinſamem Verſchluſſe der Hauptverwaltung der 
Staatsſchulden und der Staatsſchuldenkommiſſion gehalten werden. Die Aus⸗ 5 
händigung älterer Verſchreibungen darf nur zu dem im Abſatze 1. erwähnten 
Zwecke erfolgen. 

Sobald der geſammte Betrag einer der Anleihen zu I. und II. gegen neue 
Verſchreibungen der konſolidirten Anleihe umgetauſcht und die betreffende Rech⸗ 
nung von beiden Häuſern des Landtages dechargirt iſt, werden die alten Ver⸗ 
ſchreibungen vernichtet. 

(Nr. 7556.) 161* $. 6. 


„ 


Si ae tif, R aim $. 6. 25 8 5 
Ifnſoweit der volle Tilgungsbedarf nicht für jede der Anleihen zu I. und II. 
auf den in den $$. 4. und 5. gedachten Wegen zu erlangen iſt, wird das Feh⸗ 
lende den beſtehenden geſetzlichen Beſtimmungen gemäß durch freihändigen An⸗ 
kauf unter dem Nennwerth und, inſoweit der Ankauf nicht unter dem Nennwerth 
bewirkt werden kann, durch Auslooſung und Kündigung Behufs der Einlöſung 
zum Nennwerth beſchafft. i wen 

In Anſehung der Anleihe zu I. 4. bewendet es bei den beſonderen Be⸗ 
ſtimmungen im F. 10. des Geſetzes vom 7. Mai 1856. (Geſetz-Samml. S. 334.). 

Die zum Ankauf und zur Einlöſung von Verſchreibungen älterer Anleihen 
erforderlichen baaren Mittel, ingleichen die Mittel zur Gewährung von Prämien 
(F. 4. Al. 3. und 4.) find durch die bei der Einlieferung älterer Verſchreibun⸗ 
gen in den Fällen des F. 4. Al. 2. erfolgenden Einzahlungen und im Uebrigen 
durch Veräußerung eines entſprechenden Betrages von Verſchreibungen der kon⸗ 
ſolidirten Anleihe aufzubringen. 

Wann, durch welche Stelle, in welchen Beträgen bis zur Erfüllung der 
nach den Vorſchriften dieſes Geſetzes zuläſſigen Geſammtſumme und zu welchen 
Kurſen Verſchreibungen der konſolidirten Anleihe für dieſe Zwecke veräußert wer⸗ 
den ſollen, beſtimmt der Finanzminiſter. 


§. 7. 4 
Verſchreibungen der konſolidirten Anleihe dürfen nicht anders in Umlauf 
gebracht werden, als zur Einlöſung eines entſprechenden Betrages von Verſchrei⸗ 
bungen der im F. 1. unter I. und II. aufgeführten Anleihen nach Maaßgabe der 
§ . 4. bis 6. dieſes Geſetzes. i 
Dem Staate bleibt jedoch das Recht vorbehalten, mit der konſolidirten 
Anleihe ſpätere Anleihen zu vereinigen, inſofern dieſelben mit 4% Prozent verzinſt 
9 5 wegen ihrer Tilgung die nämlichen Beſtimmungen, wie zu §. 2, 
gelten ſollen. . 
Die Beſtimmungen der Kabinetsorder vom 3. Mai 1821. (GeſetzSamml. 
S. 46.), betreffend die Annahme von Staatsfchuldfcheinen als Pupillen⸗ und 
depoſitalmäßige Sicherheit, finden auch auf die Verſchreibungen der konſolidirten 
Anleihe, ſowie ſolcher Anleihen, welche mit derſelben fpäter vereinigt werden, 
Anwendung. 


8 a 
Ueber die Ausführung dieſes Geſetzes, welche dem Finanzminiſter über- I 
tragen wird, iſt dem Landtage bei der nächſten Zuſammenkunft deſſelben und dann 
: alljährlich Rechenſchaft zu geben. 75 
Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Koöniglichen Inſiegel. 5 | eh 
Gegeben Berlin, den 19. Dezember 1869. 


. S.) Wilhelm. 


v. Roon. Gr, v. Itenplih. d. Mühler. v. Selchow 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. 


(Nr. 7557 


(Nr. 7557.) Geſetz, betreffend die Aufhebung der in der Stadt Frankfurt a. M, beſtehenden 
Fieuerverſicherungs⸗Anſtalt. Vom 22. Dezember 1869. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dt. 


verordnen, unter Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, 
was folgt: i 
1. 


Die auf Grund der Geſetze der ehemaligen freien Stadt Frankfurt a. M. 
vom 20. Mai 1817. (Frankfurter Geſetz⸗ und Statuten⸗ Sammlung Band J. 
S. 151.) und vom 6. Auguſt 1857. (Frankfurter Gefeß- und Statuten⸗Sammlung 
Band 14. S. 99.) in der Stadt Frankfurt beſtehende Feuerverſicherungs⸗Anſtalt 
wird mit dem 31. Dezember 1869. aufgehoben. Alle bei derſelben beſtehenden 
Verſicherungen erlöſchen mit demſelben Tage. 


§. 2. 5 
Von dem Tage ab, mit welchem dieſes Geſetz in Kraft tritt, darf die 
Anſtalt neue Verſicherungen nicht mehr annehmen. Bis zu ihrer Auflöſung 
(H. 1.) hat ſie vielmehr ihre Wirkſamkeit darauf zu beſchränken, daß ſie die 
Feuerverſicherungs⸗Beiträge einzieht, bereits eingetretene oder etwa noch eintre⸗ 
tende Brandſchäden feſtſtellt und für die Erfüllung der ihr obliegenden Zahlungs⸗ 
verbindlichkeiten, ſoweit die vorhandenen Mittel dies geſtatten, Sorge trägt. 


§. 3. 


8 Die endliche Abwickelung der Vermögensverhältniſſe der Anſtalt wird vom 
1. Januar 1870. ab dem Magiſtrate der Stadt Frankfurt übertragen. Für 
dieſen Zweck gehen auf letzteren dieſelben Befugniffe über, welche der Feuer⸗ 
verſicherungs⸗Anſtalt in dem Geſetze vom 6. Auguſt 1857. beigelegt ſind. 


. 4. 


a Alle, deren Gebäude bei der Anſtalt früher verſichert waren, oder zur 
Zeit noch verſichert ſind, bleiben zur Erfüllung der ihnen in Gemäßheit des Ge⸗ 
ſezes vom 6. Auguſt 1857. obliegenden Verbindlichkeiten, ſowie zur antheiligen 
Tragung der Koſten des Abwickelungsgeſchäftes verpflichtet. Sie haben das 
Recht, ſich von dieſer Verpflichtung dadurch zu befreien, daß ſie den Geſammt⸗ 
betrag der ihnen hiernach noch obliegenden, durch den Magiſtrat ($. 3.) feſtzu⸗ 
ſtellenden Zahlungen in einer Summe und mit einem Male entrichten. 

Dieſe Berechtigung geht für das betreffende Jahr verloren, wenn von 
derſelben innerhalb der von dem Magiſtrate zu beſtimmenden und in dem Amts⸗ 
blatte der Stadt Frankfurt öffentlich bekannt zu machenden Friſt nicht Gebrauch. 

gemacht wird. 8 6 x 


Sobald ein Wechſel in der Perſon des Eigenthümers eines betheiligten 2 
(Nr. 75577558) 


= Gebäudes eintritt, muß der geſammte, dem Grundſtück 19 5 ollfegende Antheils⸗ 
f u G. 4.) se 5 in ungetrennter Summe entrichtet werden. n 


$. 6. 

Diejenigen, welche der Feuerverſicherungs⸗Anſtalt am 1. Ie d. J. 
noch angehört haben, ſind verpflichtet, nach Verhältniß ihrer Verſicherungsſumme 
auch noch für diejenigen Koſten aufzukommen, welche durch die in Gemäßheit 
des Beſchluſſes der beiden ſtädtiſchen Behörden vom 12./19. Januar d. J. für 
die im Jahre 1869, bei der Anſtalt verbliebenen e abgeſchloſſene 
Rückverſicherung entſtanden ſind. 


NEE 
Soweit durch dieſes Geſetz nicht ein Anderes beſtimmt iſt, bleiben die in 
dem Geſetze vom 6. eluguf 1857. begründeten Rechte und Pflichten Derjenigen, 
welche bei der Anſtalt verſichert geweſen ſind, beſtehen. 


Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und ie 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Berlin, den 22. Dezember 1869. 


(L. S.) Wilhelm. 


v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. : 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. Camphauſen. 


(Nr. 7558.) Gefeh, betreffend die Auflöſung der Wittwen- und Waiſenkaſſe der Polizei⸗ E 
mannſchaft der vormaligen freien Stadt Frankfurt a. M. Vom 23. De- 
zember 1869. 3 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden Ale: von u Preußen % 


a mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Monarchie, i 
9. 


nn Die durch Geſeh der vormaligen freien Stadt Frankfurt a. M. vom 

1 9. e 1864. (Geſetz und Statuten⸗Sammlung Band 16. S. 191.) 

gegründete „Wittwen⸗ und . der e wird hierdurch 
1 f N 

i §. 2. 


„Die Ausſchüttung des nach Zahlung der rückſtändigen Renten verbleiben⸗ 
den Kaſſenbeſtandes erfolgt in der Weiſe, daß s a 
1) die zur Zeit der Publikation des gegenwärtigen Geſetzes unterſtützungs⸗ 
berechtigten Waiſen als Abfindung ein Kapital erhalten, welches unter 
Hinzurechnung der Zinſen zu 4 Prozent nach Maaßgabe der Fälligkeits⸗ 
termine der einzelnen Unterſtützungsraten dem Betrage der bis zum zu⸗ 
rückgelegten 18. Lebensjahre ihnen zuſtehenden Unterſtützungen ($$ 18. 19. 
des Geſetzes vom 9. Dezember 1864.) gleichkommt / 
2) der Reſt unter die zu derſelben Zeit vorhandenen unterſtützungsberechtigten 
Wittwen nach Verhältniß der Höhe der ihnen zugeſicherten Rente ($. 17. 
deſſelben Geſetzes) vertheilt wird. b g s 


0. 5 

Sollte ſich bei der Ausſchüttung des Kaſſenbeſtandes ergeben, daß die im 

$. 2. zu 1. vorgeſchriebenen Abfindungen nicht zu ihrem vollen. Betrage gewährt 

werden können, ſo tritt eine Ermäßigung nach Verhältniß der Höhe derſelben ein. 
8 . 8. 4. 


Der Miniſter des Innern wird mit der Ausführung dieſes Geſetzes be⸗ 
auftragt. = 


| Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 5 


Gegeben Berlin, den 23. Dezember 1869. 
(L. S.) DIR ilh elm. 


v. Roon. Gr. v. Itzenplitz v. Mühler. v. Selchow. 
Gr. zu Eulen burg. Leonhardt. Camphauſen. 


a 


(Ne. 75587559) (Nr. 75:9 


(Fr. 7559.) Allerhöchſter Erlaß vom 1. Dezember 1869., betreffend die Verleihung des 
. Rechts zur Expropriation und zur vorübergehenden oder nach Art von 
f Grund ⸗Servituten dauernden Benutzung fremder Grundſtücke Behufs 
Anlegung einer Waſſerleitung von dem Quellengebiet der Güter Drewshof, 
Groß-Bieland, Stolzenhof und Rohland, Kreiſes Elbing, nach der Stadt 
Elbing. 3 i 1 


— 


Massen von der Stadtgemeinde Elbing befchloffen worden, durch Anlegung 
einer von dem Quellengebiet in den Gemarkungen der Güter Drewshof, Groß⸗ 
Bieland, Stolzenhof und Rohland, Kreiſes Elbing, ausgehenden Kanal⸗ und 
Röhrenleitung, in der durch die zurückerfolgenden beiden Situations⸗ und Nivelle⸗ 
mentspläne des Bauraths Henoch vom 28. Dezember 1868. bezeichneten Richtungs⸗ 
linie, die Stadt Elbing mit fließendem Waſſer zu verſorgen, verleihe Ich hier⸗ 
durch der Stadtgemeinde Elbing zur Durchführung dieſes Unternehmens das 
Recht zur Expropriation und zur vorübergehenden oder nach Art von Grund⸗ 
Servituten dauernden Benutzung fremder Grundſtücke. a „ 
Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. N i f 
Berlin, den 1. Dezember 1869. 


* 


Wilhelm 


e 


Gr. v. Ibenplitz. Gr. zu Eulenburg. E 


— 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
i Arbeiten und den Minifter des Innern. 
2 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober» Hofbuchbruderei 
JJ  ERIENÜRENE 


